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Die Benützung öffentlicher Einrichtungen für Privat- 
zwecke ). 


In der Gemeinde A beſtanden zu Anfang dieſes Jahrhunderts 
zwei Gemeindebrunnen. Das Abfallwaſſer des oberen Brunnens 
wurde ſeit 1810 von der dortigen Gutsherrſchaft, das des untern ſeit 
1812 von den Bewohnern des Pfarrhofes in getrennten directen 
Röhrenleitungen bezogen. Im Jahre 1852 wurden beide Brunnen 
in einen vereinigt, und das Abfallwaſſer zunächſt in das herrſchaftliche 
Bräuhaus, und erſt von dieſem in den Pfarrhof geleitet. Dieſer Zu⸗ 
ſtand währte bis zum Jahre 1869, zu welcher Zeit der Pfarrer beim Be⸗ 
zirksamte auf Abänderung drang, weil er ſich durch die Gutsherr⸗ 
ſchaft vielfach in ſeinem Bezuge geſtört ſehe und vertragsgemäß auf 
directen Waſſerbezug vom Gemeindebrunnen Anſpruch habe. Die Guts⸗ 
herrſchaft widerſetzte ſich jedoch dem Antrage mit der Behauptung, 
ſie ſei in Folge eines Kaufs und wegen in Mitte liegender Verjährung 
allein zum directen Waſſerbezuge berechtigt. 

Zunächſt handelte es ſich nun um die Competenzfrage. Dieſelbe 
wurde von dem Miniſterium dahin entſchieden, daß der Streit zwiſchen 
der Pfarrei und der Gutsherrſchaft über die Art und das Maß der 
Benützung des Abfallwaſſers vom Bezirksamte unter Beiziehung 
der Gemeinde A vollſtändig zu inſtruiren und vorbehaltlich der Be⸗ 
ſchwerdeführung zu entſcheiden ſei, indem der Gemeindebrunnen, fo- 
lange er dem öffentlichen Bedürfniſſe der Gemeinde diene, als ein 
dem Privatrechtsverkehre entzogener Gegenſtand ſich darſtelle, und aus 
den Acten nicht zu entnehmen ſei, daß die Anſprüche der Pfarrei und 
der Gutsherrſchaft auf den Bezug des Abfallwaſſers vom Brunnen 
auf Privatrechtstitel beruhen. 
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Bei der hierauf erfolgten Verhandlung der Sache ſtellte ſich 
heraus, daß ein Waſſerbezugsrecht auf Grund eines Privatrechtstitels 
von keinem der beiden Streittheile nachgewieſen werden könne. Es 
ergab ſich nur ſoviel, daß den Bewohnern des Pfarrhofes die Be⸗ 
nützung auf Anſuchen vom Gemeindevorſteher geſtattet worden war, 
während über die Art und Weiſe, auf welche die Gutsherſchaft zum 
Bezuge gelangt war, ſich gar nichts ermitteln ließ. Die im Jahre 
1852 erfolgte Verlegung der Leitung und die damit verknüpfte Aende⸗ 
rung in der bisherigen Bezugsart war von der Gutsherrſchaft in 
Uebereinſtimmung mit dem Pfarrer vorgenommen worden, ohne daß 
man die Gemeinde auch nur darum befragt hätte. Letztere hatte gegen 
die Benützung ſelbſt nichts zu erinnern, verwahrte ſich jedoch dagegen, 
daß dieſelbe im Sinne der Ausübung eines Rechts ſtattfinde. 


Nach der Beſtimmung der obigen Miniſterialentſchließung wäre 
nun die zwiſchen Pfarrei und Gutsherrſchaft obſchwebende Differenz 
über Art und Maß der Benützung des Abfallwaſſers vom Bezirksamte 
zu entſcheiden geweſen. Dieſe Behörde erachtete ſich jedoch hiezu als 
nicht zunächſt zuſtändig. Denn da es ſich offenbar um einen Beſtand⸗ 
theil des Gemeindevermögens handelte, und die Sorge für Unterhal⸗ 
tung und entſprechende Benützung desſelben gemäß Artikel 38 der Ge⸗ 
meindeordnung für Baiern zu den Obliegenheiten der Gemeinde ge⸗ 
hört, fo erſchien aus dem doppelten Geſtchtspunkte der Vermögens- 
verwaltung (Artikel 133 und 134) und der Beſorgung der eigentlichen 
Gemeindeangelegenheiten (Artikel 130 der G.⸗O.) in erſter Linie der 
Gemeinde⸗Ausſchuß zur Regelung des Waſſerbezugs competent. Um 
ſich aus dieſem Dilemma zu helfen, forderte das Bezirksamt in einer 
das Sach⸗ und Rechtsverhältniß genau erörternden Verfügung die Ge⸗ 
meindeverwaltung zur entſprechenden Beſchlußfaſſung auf, ließ ſich den 
Beſchluß vorlegen und theilte denſelben mit einer Abſchrift der veran⸗ 
laſſenden Verfügung den Streittheilen mit. In letzterer Verfügung 
war unter anderem auseinandergeſetzt, daß die Benützung des Abfall⸗ 
waſſers nicht im Sinne eines Rechtes geſchehen ſein könne. Denn 
es ſeien weder die geltend gemachten Vertragstitel nachgewieſen wor⸗ 
den, noch könne ein foͤrmliches Recht durch Verjährung erworben wor⸗ 
den ſein, da durch eine, wenn auch noch fo lange dauernde Benützung 
einer auf dem öffentlichen Rechte ruhenden und zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Einrichtung Niemand einen rechtlichen Anſpruch auf die Fort⸗ 
dauer dieſer Benützung erwerbe, und da namentlich die Benützung an und 
für ſich nie die Begründung einer Servitut bewirke. Dieſe Erörte⸗ 
rung hatte nur den Zweck, darzuthun, daß in der Sache nach wie vor 
die Competenz der Verwaltungsbehörde gegeben ſei. 


Anders faßte auf ergriffene Berufung hin die zweite Inſtanz 
dieſe Ausführung auf. Sie erblickte darin eine Entſcheidung in der 
Hauptſache, indem damit den beiden angeblich Berechtigten der Bezug 
abgeſprochen worden ſei, wodurch die Differenz zwiſchen den letzteren 
von ſelbſt in. Wegfall komme. Die gemeindliche Regulirung des 
Waſſerbezugs ſei ein neues, von dem vor der Diſtrictsverwaltungsbe⸗ 
hörde durchzuführenden Streit über das Benützungsrecht ganz ver⸗ 
ſchiedenes Verfahren, welches mit den bisherigen Verhandlungen nur 


infoferne zufammenhänge, als es deren rechtskräftige Entſcheidung zu 
Gunſten der Gemeinde zur nothwendigen Vorausſetzung und Grund⸗ 
lage habe. 


Gegen dieſe Anſchauung 
gendes geltend machen: N | 

Rechte auf Benützung öffentlicher Einrichtungen zur Befriedi⸗ 
gung von Privatintereſſen kann es, inſoweit fie ſich nicht auf Privat⸗ 
rechtstitel gründen, überhaupt nicht geben. Liegt wirklich einmal ein 
ſolches Recht vor, ſo können deßhalb auch Streitigkeiten über das⸗ 
ſelbe vor den Verwaltungsbehörden niemals zu einer definitiven Ent⸗ 
ſcheidung gelangen, ſondern nur vor den Gerichten. Wohl aber können, 
wie ja der vorwürfige Fall zeigt, auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts Differenzen über Art und Maß einer nicht rechtsbegründeten, 
ſondern nur factiſchen Benützung öffentlicher Einrichtungen für Pri⸗ 
vatzwecke zum Austrage zu bringen ſein. Sprechen nun in einem 
derartigen Falle die Verwaltungsbehörden aus, es ſtehe den Parteien 
kein Recht zu, ſo liegt hierin immer nur eine Inanſpruchnahme der 
Competenz, aber kein Beſcheid in der Hauptſache. Ein ſolcher wird 
vielmehr erſt dann gegeben erſcheinen, wenn Art und Maß der Be⸗ 
nützung feſtgeſetzt worden tft. So war auch durch die anfangs erlaſſene 
Miniſterialentſchließung das Bezirksamt keineswegs angewieſen worden, 
zu unterſuchen und zu entſcheiden, ob den Parteien gegenüber der 
Gemeinde ein formliches Recht zukomme; die einſchlägige Beſtim⸗ 
mung lautete vielmebr dahin, daß die Differenz zwiſchen Pfarrei und 
Gutsherrſchaft über Art und Maß der Waſſerbenuͤtzung unter Bei⸗ 
ziehung der Gemeinde zu beſcheiden ſei. Hienach konnte und kann die 
Gemeinde in einer ſolchen Angelegenheit vor den Verwaltungsbehörden 
niemals als Partei in Betracht kommen, während ie durch obige 
zweitinſtanzielle Entſcheidung unleugbar zu einer ſolchen geſtempelt 
wird. Denn es iſt daſelbſt ausdrücklich von einer rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung zu Gunſten der Gemeinde in dem vor den Diſtrictsver⸗ 
waltungsbehörden durchzuführenden Streite über das Benützungs recht 
die Rede. Wie gezeigt, iſt aber ein derartiger Streit vor den Ver⸗ 
waltungsbehörden unmöglich und reducirt ſich das, was in der zweiten 
Inſtanz die Entſcheidung eines ſolchen Streites genannt worden iſt, 
immer auf eine einfache Competenzentſcheidung. Am anſchaulichſten 
wird die Richtigkeit vorſtehender Ausführung dann erſcheinen, wenn 
man in's Auge faßt, daß bereits bei der erſtmaligen Beſcheidung der 
Zuſtändigkeitsfrage die Parteien nicht an das Bezirksamt, ſondern an 
den Gemeinde⸗Ausſchuß hätten verwieſen werden ſollen. 

Im weiteren Verlauf der Sache beſchloß die Gemeindeverwal⸗ 
tung, vorläufig Niemand mehr die Benützung des Abfallwaſſers zu 
geſtatten. Sie wollte ſich damit nur freie Hand verſchaffen, um die 
ihr mißliebige Gutsherrſchaft außer Bezug zu ſetzen. Auf ergriffene 
Beſchwerde entſchied aber das Bezirksamt, das Abfallwaſſer dürfe, ſo⸗ 
lange kein öffentliches Intereſſe entgegenſtehe, nach einem hier nicht 
weiter zu erörternden Modus von der Gutsherrſchaft und den Be⸗ 
wohnern des Pfarrhofes benützt werden. Dieſer Ausſpruch baſirte auf 
folgenden Erwägungen: Geſetzliche Beſtimmungen über die Benützung 
öffentlicher Einrichtungen für Privatzwecke find nicht vorhanden; er⸗ 
geben ſich über eine ſolche Benützung Differenzen, ſo können dieſelben 
nur ex aequo et bono entſchieden werden. Es iſt aber nicht abzu⸗ 
ſehen, warum durch öffentliche Einrichtungen nicht auch die Befriedi⸗ 
gung von Privatintereſſen vermittelt werden ſoll, inſoweit ſich dies 
mit den in erſter Reihe zu berückſichtigenden öffentlichen Intereſſen 
verträgt; denn der Zweck aller öffentlichen Einrichtungen iſt ja in der 
Hauptſache nichts anderes als die thunlichſte Förderung der Intereffen, 
die möglich beſte Befriedigung der berechtigten Bedürfniſſe der ein⸗ 
zelnen Staats⸗ und Gemeindeangehörigen. Ferner kann doch wohl auch 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts ein lange Jahre fortdauern⸗ 
der Beſitz nicht ohne alle Wirkung bleiben, und muß vielmehr dem 
in dieſem Beſitze Befindlichen der Anſpruch auf unveränderte Fort⸗ 
dauer desſelben im allgemeinen und insbeſondere gegenüber Dritten in⸗ 
ſolange zugeſtanden werden, als nicht ein öffentliches Intereſſe deſſen 
Aufhebung oder Beſchränkung fordert. 

In zweiter Inſtanz wurde jedoch der bezirksamtliche Beſcheid 
als unzuläſſig außer Wirkſamkeit geſetzt, weil Beſchlüſſe von Gemeinde⸗ 
verwaltungen, welche von denſelben innerhalb ihrer Zuſtändigkeit er⸗ 
laſſen worden ſeien, gemäß Artikel 163 der G.⸗O. nur inſoweit auf⸗ 
gehoben oder abgeändert werden könnten, als ein Geſetz oder eine 
andere giltige Rechtsnorm zum Nachtheile des Beſchwerdeführers ver⸗ 


läßt ſich wohl nicht ohne Grund Fol⸗ 
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letzt ſei und insbeſondere eine dem Artikel 157 Abſ. 1 der G.⸗O. 
zuwiderlaufende Beſtimmung in dem fraglichen Gemeindeverwaltungs⸗ 
Beſchluſſe nicht gefunden werden könne. Der hiegegen eingelegten 
Oberaufſichtsbeſchwerde wurde eine Folge nicht gegeben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Im Falle beleidigender Schreibart eines Advocaten als Parteien⸗ 

vertreters in einer Eingabe an eine politiſche Behörde kann gegen 

denſelben auf Grund der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, 

N. G. Bl. Nr. 96 von Seite der politifchen Behörde eingeſchritten 
werden. 


Eine Statthalteret hatte gegen einen Grundeigenthümer ein 
Expropriationserkenntniß gefällt, gegen welches Erkenntniß derſelbe 
durch ſeinen nachgewieſenen Vertreter Dr. Theobald R. im Wege der 
Statthalterei an das Miniſterium des Innern recurrirte. Die Statt⸗ 
halterei erblickte in den in der Recursausführung enthaltenen mehr⸗ 
fachen Ausfällen gegen die Statthalterei ſelbſt, wie auch gegen einzelne 
ihrer Organe den Thatbeſtand der Uebertretung des § 12 lit. e der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 und 
delegirte im Sinne des § 14 der eben citirten Verordnung die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in G. zur Einleitung der Strafamtshandlung. 
Nachdem ſich Dr. Theobald R. als Verfaſſer der gedachten Recurs⸗ 
ſchrift erklärt hatte, wurde er gemäß § 11 der eben citirten Verord⸗ 
nung zu einer Ordnungsbuße von 15 fl. zu Gunſten des Armenfonds 
verurtheilt. Dr. Theobald R. ergriff dagegen und zwar lediglich rück⸗ 
ſichtlich des Strafausmaßes, den Recurs an die Statthalterei, welche 
aber das Miniſterium des Innern im Sinne des § 14 der k. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854 um Delegirung einer anderen Landes⸗ 
behörde zur Entſcheidung in zweiter Inſtanz erſuchte. 

Anläßlich dieſer Anfrage wurde zwiſchen den oberſten Admini⸗ 
ſtrativbehörden des Innern und der Juſtiz die Frage ventilirt, ob nun 
im Falle einer ſolchen Uebertretung durch einen Advocaten überhaupt 
nach der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 vorzugehen, oder ob 
nicht vielmehr das Einſchreiten des Disciplinarrathes der Advocaten⸗ 
kammer in Anſpruch zu nehmen ſei. Für letztere Meinung wurde an⸗ 
geführt: 

Nach § 8 der Advocatenordnung gehört die Parteienvertretung 
auch in außergerichtlichen Angelegenheiten zum Berufe des Advocaten. 
Nun ſcheine es nach Art. 1 und 2 des Geſetzes betreffend die Dis⸗ 
ciplinargewalt über Advocaten, fo wie nach § 2 des damit kundge⸗ 
machten Disciplinarſtatuts in Zuſammenhaltung mit § 33 der Advo⸗ 
catenordnung, daß ein Advocat, welcher ſich bei Ausübung ſeines Be⸗ 
rufes eines Disciplinarvergehens ſchuldig macht, darüber nur von dem 
Disciplinarrathe der Advocatenkammer zur Verantwortung gezogen 
werden kann, da ja auch in dem Falle, wenn ein Advocat in einer 
civilgerichtlichen Eingabe fi einer das Gericht beleidigenden Schreib⸗ 
art bedient, ungeachtet des $ 21 des gedachten Statutes kaum etwas 
anderes als das Einſchreiten des Disciplinarrathes erübrigen dürfte. 

Für das Einſchreiten nach der kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854 wurde hingegen geltend gemacht: 

Der Artikel 1 des Geſetzes vom 1. April 1872, R. G. Bl. 
Nr. 40, wodurch das Disciplinarſtatut für Advocaten eingeführt wurde, 
läßt im Zuſammenhange mit § 33 der Advocatenordnung die Aus⸗ 
legung zu, daß nur diejenige Disciplinargewalt über Advocaten, welche 
früher in den Händen der Gerichte war, an den Disciplinarrath in 
Gemäßheit des Statuts übergegangen ſei und es lönne ſchon hieraus 
gefolgert werden, daß, ſowenig früher die gerichtliche Competenz in 
Disciplinarſachen das Einſchreiten der politiſchen Behörden in Gemaͤß⸗ 
heit des § 12 lit. c der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 
gegen einen Advocaten gehindert hat, ebenſo auch der Beſtand der 
Competenz des Disciplinarrathes einem ſolchen Einſchreiten der poli⸗ 
tiſchen Behörde nicht im Wege ſtehe. Allerdings liegt es in der Abſicht 
des Disciplinarſtatutes das ganze berufsmäßige Benehmen des Advo⸗ 
caten, ſowie auch das Verhalten desſelben außerhalb ſeines Berufes 
unter die Competenz des Disciplinarrathes zu ſtellen. Dieſe Com⸗ 
petenz hat aber der Natur der Sache nach ihre Grenzen; es kann 
dadurch nicht der in geſetzlichen Vorſchriften gegründeten Competenz 
aller übrigen Behörden ausnahmslos derogirt ſein; es kann nicht eine 
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Handlung bloß deßhalb, weil ſie von einem Advocaten verübt wurde, 
der Competenz derjenigen Behörde, welche im Allgemeinen und ohne 
Rückſichtsnahme auf den Stand des verübenden Individuums zum 
Einſchreiten berufen iſt, entrückt worden ſein. Bezüglich der Hand⸗ 
lungen, die nach dem Strafgeſetze zu beurtheilen ſind, iſt dies un⸗ 
zweifelhaft. Bezüglich des unangemeſſenen Benehmens des Advocaten 
vor Gericht, ſei es im mündlichen Verkehre, ſei es in ſchriftlichen 
Eingaben, iſt die gerichtliche Competenz zur Verhängung von Strafen 
ausdrücklich im § 21 des Disciplinarſtatutes und im § 33 der 
Advocatenordnung gewahrt und haben die eben citirten Paragraphe 
vielmehr die Beſtimmung, die Strafgewalt der Gerichte ausdrücklich 
zu wahren, was dadurch nothwendig geworden iſt, daß die Advocaten⸗ 
ordnung im § 33 den allgemeinen Satz enthält: „Der Advocaten⸗ 
ſtand iſt von den Gerichten unabhängig“. Wäre dieſer Satz nicht in 
die Advocatenordnung aufgenommen worden, ſo hätte auch ohne aus⸗ 
drückliche Beſtimmung, an der in den Proeedursgeſetzen begründeten 
Strafgewalt der Gerichte wegen beleidigender Schreibart den Advo⸗ 
caten gegenüber nicht gezweifelt werden können. Ebenſo kann aber 
der Disciplinarrath nicht als ausſchließlich competent angeſehen werden, 
wegen ſolcher Handlungen von Advocaten einzuſchreiten, welche durch 
politiſche Geſetze mit Strafen bedroht und der Competenz der 
politiſchen Behörden zugewieſen ſind. Die Anerkennung der aus⸗ 
ſchließlichen Competenz des Disciplinarrathes würde dahin führen, daß 
auf Advocaten überhaupt ſolche politiſche Geſetze und insbeſondere die 
kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854 in ihrer Gänze keine An⸗ 
wendung zu finden hätten. Das berufmäßige Wirken des Advocaten 
in der Parteienvertretung beſteht nämlich nicht nur in der Berfaffung | 
von Eingaben; auch wenn ein Advocat bei einer geſetzlichen Amts⸗ 
handlung eines politiſchen Beamten oder Dieners im Namen einer 
Partei intervenirt, handelt er als berufsmäßiger Parteienvertreter und 
es müßte, wenn ſich der Advocat hiebei eine der im § 12 lit. a 
und b bezeichneten Handlungen zu Schulden kommen läßt, conſequen⸗ 
ter Weiſe nur dem Disciplinarrathe die Competenz zugeſtanden wer⸗ 
den, ja man käme ſogar ſoweit, das polizeiwidrige Verhalten im 
Sinne des § 11 der Verordnung vom 20. April 1854, wenn ſich 
ein Advocat desſelben ſchuldig macht, dem Einſchreiten des Discipli⸗ 
narrathes überlaffen zu müſſen, weil dieſer ja berufen iſt, ein die 
Ehre und Würde des Advocatenſtandes beeinträchtigendes Verhalten 
zu unterſuchen und zu beſtrafen. Auf dieſem Wege wären aber die 
Advocaten außerhalb des Geſetzes geſtellt; es wäre ihnen nämlich 
nicht nur ein beſonderes Forum eingeräumt, ſondern es könnten ge⸗ 
wiffe Geſetze, wie z. B. die Verordnung vom 20. April 1854 auf 
ſie überhaupt keine Anwendung finden; denn der Disciplinarrath 
wäre zur Handhabung dieſer Verordnung nicht berufen. Es könne 
daher nur möglich ſein, die Competenz des Disciplinarrathes in 
jenen Fällen anzurufen, in welchen die Verletzung der Berufspflichten 
der Advocaten eben nur in ihrer Eigenſchaft als Verletzung der Be⸗ 
rufspflicht verfolgt wird, oder in Fällen, in welchen unangemeſſenes 
Benehmen außerhalb des Berufes nur vom Standpunkte der Beein⸗ 
trächtigung des Anſehens des Standes geahndet werden ſoll. Inſoferne 
aber durch eine ſolche Handlungsweiſe eines Advocaten auch noch in 
anderer Richtung gefehlt wird, unterliege derſelbe ſo gut als die An⸗ 
gehörigen anderer Stände den bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen 
und Behörden. Wenn ein Advocat ſich in einer Eingabe an eine 
politiſche Behörde eine beleidigende Schreibart gegen dieſelbe erlaubt, 
io verletzt er allerdings feine Berufspflicht; er verletzt aber auch die 
ſchuldige Achtung gegen die politiſche Behörde, er verletzt das An⸗ 
ſehen derſelben, welches zu wahren der Disciplinarrath nicht beru⸗ 
fen iſt. In den Beſtimmungen der Advocatenordnung und des Dis⸗ 
eiplinargeſetzes könne daher kein Hinderniß gelegen fein, auch gegen 
einen Advocaten auf Grund des § 12 lit. c der Verordnung vom 
20. April 1854 von Seite der politiſchen Behörden einzuſchreiten. 
Conform dieſer Anſicht hat das Miniſterium des Innern unterm 
19. October 1872, 3. 16.131 Amt gehandelt, indem es die dem 
5 Theobald R. auferlegte Geldſtrafe von 15 fl. auf 5 fl. herab⸗ 
etzte. 8 L. 


Handel mit Branntwein in verſchloſſenen Gefäßen iſt (ohne Be⸗ 
ſchränkung rückſichtlich 9276 ee der Gefäße) freies 
ewerbe. 


Ignaz S. in K. hat bei der Bezirkshauptmannſchaft in Ch. 
den Handel mit Branntwein in Gebünden und verſiegelten Flaſchen 
angemeldet und um die Annahme dieſer Gewerbsanmeldung, ſowie 
um die Ausfertigung des Gewerbeſcheines gebeten. Der um ſein Gut⸗ 
achten befragte Gemeindevorſtand von K hat ſich entſchieden gegen 
die Annahme der gedachten Gewerbeanmeldung ausgeſprochen, indem 
er der Befürchtung Ausdruck gab, daß Ignaz S. ſein Handelsgewerbe 
zu einer Art Ausſchank mißbrauchen würde. Zugleich hob der Ge⸗ 
meindevorſtand in ſeinem Berichte hervor, daß die Gemeinde K. nur 
eine halbe Stunde von der Branntweinbrennerei in N. entfernt und 
es demgemäß den Gemeindeinſaſſen ein Leichtes ſei, ſich den nöthigen 
Branntwein unmittelbar in der Brennerei ſelbſt zu kaufen. 

Die Bezirkshauptmannſchaſt in Ch. (von der. Vorausſetzung 
ausgehend, daß es ſich um ein conceſſionirtes Gewerbe handle) 
verweigerte dem Bittſteller die Bewilligung zum Handel in Gebünden 
und verſiegelten Flaſchen aus den gemeindeämtlich hervorgehobenen 
Motiven. 

Gegen dieſe Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft ergriff 
Ignaz S. den Recurs an die Statthalterei, in welchem er darauf 
hinwies, daß es ſich hier um die Anmeldung eines freien und nicht 
um ein conceſſionirtes Gewerbe handle und. ſich gegen die ihm ent⸗ 
gegen gehaltene Verdächtigung verwahrte, daß er das bezügliche Han⸗ 
delsgewerbe zum Zwecke eines Ausſchankes mißbrauchen wolle. 

Die Statthalterei hat — ohne die irrige Auffaſſung der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft über den Charakter des in Frage ſtehenden Ge⸗ 
werbsbetriebes ausdrücklich zu corrigiren — dem Recurſe keine Folge 
gegeben, weil nach den Beſtimmungen der mit dem böhm. Gubernial⸗ 
decrete vom 12. October 1846, 3. 62.820 kundgemachten Allerh. 
Entſchließung vom 23. December 1845 der Branntweinhandel nur 
in Gebünden von mindeſtens Einem Eimer als freie Beihäftigung 
behandelt werden könne. 

In dem Miniſterialrecurſe ſuchte Ignaz S. vor Allem zu de⸗ 
duciren, daß das gedachte Gubernialdecret gegenwärtig keine Giltigkeit 
mehr habe, indem dasſelbe durch den Artikel III des Kundmachungs⸗ 
patentes zur Gewerbeordnung vom 20. December 1859 ſtillſchweigend 
außer Wirkſamkeit geſetzt worden ſei. Recurrent betonte, daß ſelbſt für 
den Fall, als das gedachte Gubernialdecret noch gegenwärtig in Wirk⸗ 
ſamkeit ſtünde, feine bezügliche Anmeldung nicht unbedingt zurückzu⸗ 
weifen geweſen wäre; die politiſche Behörde hätte vielmehr ſeine An⸗ 
meldung entgegennehmen, ihm jedoch zugleich die beſtehende geſetzliche 
Beſchränkung bekannt geben ſollen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 31. Jänner 1873, 
Z. 1353 der Berufung des Ignaz S. Folge gegeben und zwar aus 
nachfolgenden Gründen: 

„Im § 29 der Gewerbeordnung wird der Ausſchank als 
„die Verabreichung von Getränken an Sitz⸗ und Stehgäſte oder über 
die Gaſſe in unverſchloſſenen Gefäßen“ definirt. Hieraus folgt, 
daß jeder anderweitige, nicht unter die geſetzliche Definition 
des § 29 der Gewerbeordnung fallende Verſchleiß von Getränken, 
ſonach auch der Verſchleiß derſelben in verſchloſſenen Gefäßen — ohne 
alle Beſchränkung des Rauminhaltes dieſer Gefäße — nicht als 
Ausſchank zu betrachten iſt. Nun müſſen nach § 3 der Gewerbeord⸗ 
nung alle Gewerbe, welche nicht ausdrücklich als conceſſionirte erklärt 
find, als freie Gewerbe angeſehen werden. Es muß demgemäß jeder 
anderweitige Verſchleiß von Getränken, ſonach auch der von dem Be⸗ 
ſchwerdeführer angemeldete Handel mit Branntwein in Gebünden 
und verſiegelten Flaſchen als ein freies Gewerbe angeſehen werden. 
In dem von der Statthalterei zur Anwendung gebrachten Gubern. 
Decrete vom 12. October 1846, 3. 62.820, beziehungsweiſe dem 
Hofkanzleidecrete vom 3. October 1846, 3. 31.146 wird nun ledig⸗ 
lich der Branntweinhandel im Großen als eine freie, von einer 
förmlichen Befugnißertheilung unabhängige Beſchäftigung erklärt und 
zugleich als Minimalgebund für den Branntweinhandel im Großen 
das Gebünd von Einem ganzen nied. öſterr. Eimer fixirt. Jeder an⸗ 
derweitige Handel mit Branntwein in Gebünden oder Gefäßen unter 
dieſem Minimalausmaß iſt nach dem gedachten Hofkanzlei⸗ und bezie⸗ 
hungsweiſe Gubernialdecrete kein Handel im Großen, ſonach keine 
freie Beſchäftigung. Da nun unſerer Gewerbeordnung vom 20. De⸗ 
cember 1859 der Unterſchied zwiſchen Handel im Großen und Handel 


im Kleinen ſammt allen ſich hieran nüpfenden Conſequenzen fremd 
iſt, ſo liegt es klar am Tage, daß der Inhalt des gedachten Hof⸗ 
kanzlei⸗ und beziehungsweiſe Guberntaldecretes mit den Principien der 
neuen Gewerbeordnung im Widerſpruche ſtehe und ſonach im Hinblicke 
auf den Art. III. des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung durch 
letztere aufgehoben ift“, W. 


Zur Frage, inwieferne Tabaktrafikanten als ſolche berechtigt ſind, 
Tabakrequiſiten und dergleichen zu verkaufen. 

Ueber Anſuchen der Steueradminiſtration hat der Bürgermeiſter 
von P. mittelſt Currende vom 25. November 1869 den fämmtlichen 
Tabaktrafikanten daſelbſt den Handel mit den in den Tabaktrafiken 
gewöhnlich feilgebotenen Tabak⸗, Rauch⸗ Schnupfrequiſiten und Zünd⸗ 
hoͤlzchen ohne vorſchriftsmäßige Anmeldung und Steuerentrichtung 
unter Strafandrohung unterſagt. Als im Jahre 1872 gegen einzelne 
Tabaktrafikanten und ſpeciell gegen den Trafikanten Vincenz B. dieſer⸗ 
halb vom Magiſtrate eingeſchritten wurde, brachten Vincenz B. und 
die übrigen Trafikanten einen Recurs an die Statthalterei ein, indem 
ſie behaupteten, ſie ſeien ſchon als Tabakverſchleißer zum Handel mit 
den vorerwähnten Waaren berechtigt. 

Die Statthalterei gab der Berufung keine Folge und moti⸗ 
rirte ihre Entſcheidung damit, daß nach Art. VIII. der Gewerbeord⸗ 
nung die Tabaktrafikanten nur rückſichtlich der Gegenſtände des Tabak⸗ 
monopoles von der Gewerbeordnnung ausgenommen find und daß die 
Anrufung des Erlaſſes der Tabak⸗ und Stempelgefällsdirection vom 
28. April 1801, 3. 3692, ſowie des Erlaſſes der Central⸗Finanz⸗ 
hofcommiſſion vom 10. April 1813, 8. 16.460, ſeitens der Recur⸗ 
renten für ihre angebliche Berechtigung nicht ſtichhältig ſei. Die erſte 
Verordnung ſpreche die Steuerbefreiung des fraglichen Handels nicht 
aus und hatte damals, wo zu jedem Handel ein beſonderes Handels⸗ 
befugniß nothwendig war, bloß den Siun, daß die Tabaktrafikanten 
zu dem fraglichen Handel eines beſonderen Befugniſſes nicht bedürf⸗ 
ten; dermalen erſcheine dieſelbe jedoch durch Art. III der Gewerbe⸗ 
ordnung aufgehoben, und iſt daher gegenwärtig der Verſchleiß der 
fraglichen Artikel, nachdem er unter den conceſſtonirten Gewerben 
nicht aufgenommen erſcheint, nach den 8$ 13 und 14 der Gewerbe- 
ordnung als freies Gewerbe zu behandeln. Die zweite Verordnung 
beſtimme, daß die Trafikanten, wenn ſie ſich bloß mit dem Verkaufe 
der Aerarialgüter befaffen, der Erwerbſteuer nicht unterzogen werden 
ſollen; daß dieſelben aber, wenn ſie, wie dies häufig der Fall ift, zu⸗ 
gleich den Verkauf anderer Artikel betreiben, allerdings den Vorſchrif⸗ 
ten des Erwerbſteuerpatentes gemäß in Hinſicht dieſes anderen Han⸗ 
dels zu beſteuern ſind. 

Gegen dieſen Statthaltereierlaß haben Vincenz B. und Con⸗ 
ſorten den Miniſterialrecurs eingebracht. Sie beriefen ſich darin auf 
Art. VIII des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung, wornach 
bezüglich der Monopole, Regalien und Regalbeneficten die bisherigen 
Vorſchriften maßgebend bleiben; daß hiernach auch dermalen alle für 
die Tabaktrafikanten erlaſſenen Vorſchriften in Kraft ſind, dieſelben 
daher auch gegenwärtig zum Handel mit den fraglichen Nebenartikeln 
keiner beſonderen Anmeldung bedürfen. Insbeſondere könnten alle jene 
Tabaktrafikanten, welche das Tabakverſchleißbefugniß noch vor dem 
Inölebentreten der neuen Gewerbeordnung erlangt haben, nach Art. VI 
dez Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung zu einer Gewerbs⸗ 
anmeldung nicht verhalten werden. Was die Beſteuerung des frag⸗ 
lichen Handels betrifft, ſo machten die Recurrenten den Umſtand gel⸗ 
tend, daß der Verkauf der fraglichen Artikel in den Trafiken überall 
bis in die neueſte Zeit ſteuerfrei war. 

Das Miniſtertum des Innern hat unterm 20. März 1873, 
3. 1351 die angefochtene Statthalterei⸗Entſcheidung mit der Modift⸗ 
cation beſtätigt, „daß, inſoferne einzelne Recurrenten ihre Tabakver⸗ 
ſchleißlieenzen noch vor Beginn der Wirkſamkeit der Gewerbeordnung 
vom Jahre 1859 erlangt haben, für dieſelben gemäß Art. VI des 
kaiſ. Patentes zur Gewerbeordnung die mit dem Decrete der Tabak⸗ 
und Stempel⸗Gefällsdirection vom 28. April 1801, 3. 3692 einge⸗ 
räumte Berechtigung noch aufrecht beſteht.“ Zugleich wurde der Mi⸗ 
niſterialrecurs der Tabaktrafikanten, inſoferne er gegen den weiteren 
Inhalt der Statthalterei⸗Entſcheidung, daß der von den Tabaktrafi⸗ 
kanten betriebene Verkauf von anderen Artikeln als den Aerarial⸗ 

» gütern der Erwerbſteuer unterliegt, gerichtet war, im Einverſtändniſſe 
mit dem k. k. Finanzminiſtertum zurückgewieſen. II. 
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Strompolizei kann in keinem Falle als Agendum der Orts polizei 
angeſehen werden. 


Im Namen der Gemeinde P. hat der dortige Stadtrath Thomas 
B. den Holzhändler Johann V. aus O. nach $ 19 der Strompolizei⸗ 
vorſchrift vom 10. Februar 1854 (L. R. Bl. für Böhmen, II Abth. Nr. 6) 
zu einer Geldſtrafe von 10 fl. aus dem Grunde verurtheilt, weil da⸗ 
durch, daß deſſen vier Holzflöße eine Länge von wenigſtens 120 Klaftern 
hatten und bloß mit drei Taglöhnern verſehen waren, welche die Floͤße 
nicht zu regieren vermochten. das Elbe⸗Ufer beſchädiget wurde. 

Gegen dieſes Erkenntniß brachte Johann V. den Recurs bei der 
Bezirkshauptmannſchaft ein, in welchem er unter Hinweiſung auf § 75 
des ee die Competenz der Gemeindeorgane beſtritt und 
weiters hervorhob, daß das der Gemeinde zuſtehende Strafrecht nur 
vom Gemeindevorſteher in Gemeinſchaft mit zwei Gemeinderäthen aus⸗ 
zuüben geweſen wäre. 

Dagegen hat ſich der Stadtrath von P. auf $ 28 ad 3 der 
Gemeindeordnung berufen, laut welchem der Gemeinde die Sorge für 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehres auf Straßen und Ge⸗ 
wäſſern obliegt; ferner bezog ſich derſelbe auf § 70 des Waſſerrechts⸗ 
geſetzes, auf Grund deſſen Beſchädigungen und Verletzungen von Waſſer⸗ 
anlagen als Feldfrevel zu behandeln ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaft beſtätigte das gemeindeämtliche Er⸗ 
kenntniß. 

Ueber Berufung des Johann V. hat die Statthalterei die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft behoben, weil das 
Erkenntniß des Stadtrathes von P. im Grunde des § 19 der Strom⸗ 
polizeivorſchrift vom 10. Februar 1854 und abgeſehen hievon — 
ſchon wegen der Nichtbeobachtung der Beſtimmung des $ 62 alinea 1 
der Gemeindeordnung nichtig und ſomit auch eine Beſtätigung des⸗ 
ſelben rechtlich unzuläſſig iſt. Zugleich wurde die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft angewieſen, in dieſer Angelegenheit im Sinne der Strompo⸗ 
lizeivorſchrift das Amt zu handeln. | 

Das Miniſterium des Innern 


hat unterm 16. Februar 1873 
3. 20073 ex 1872 dem 


em gegen die Statthaltereientſcheidung ergriffenen 
Recurſe des Stadtrathes von P. keine Folge gegeben „weil nach 
§ 22 der eitirten Strompoltzeivorſchrift zur Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung der Uebertretung dieſer Vorſchrift die politiſchen Behörden 
berufen ſind; weil ferner die angeführte Strompolizeivorſchrift keine 
ortspolizeiliche iſt, durch das Geſetz über die Benützung der Gewäſſer 
($ 7) nicht außer Kraft geſetzt wurde und nach § 71 dieſes Geſetzes 
auch bei Uebertretungen desſelben das Verfahren und die Erkenntniß den 
politiſchen Bezirksbehörden zuſteht.“ Kl. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Mimiſterrathspräſidium Karl 
Stransky v. Heileron den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Otto M. Adae in Cincinnati zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Filial⸗Landescaſſe⸗Controlor Joſeph 
Kerndl das goldene Verdieuſtkreuz mit der Krone verliehen. N 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Gaſtav Ritter v. Crol lo⸗ 
lanza zum Bezirkshauptmanne zweiter Claſſe in Steiermark ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Anton 
Borſchitzky zum Bezirkshauptmanne erſter Claſſe und den Bezirkscommiſſär Johann 
Matzal zum Bezirkshauptmanne zweiter Claſſe in Nieder⸗Oeſterreich ernannt 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſitätsbibliotbek 


zu Prag erledigte Scriptorsſtelle dem Amanuenſis dieſer Bibliothek Fersinand 
Ta dra verliehen. 
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Erledigungen. 


Bezirkshauptmonnsſtelle in Mähren, bis 4. Juni. (Amtsblatt Nr. 121.) 

Oberförſter⸗ und Förſterſtellen im neuen Organismus der Staats, Forſt⸗ und 
Domainen⸗Verwaltung mit den nach dem Geſetze vom 15. April l. J. normirten 
Bezügen bis 10. Juni. (Amtsblatt Nr. 122) a 

Bezirksarztesſtelle in Iglau mit den durch das Geſetz vom 15. April d. J. 
normirten Bezügen, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 122.) 

Caleulantenſtelle bei der Direction der k. k. Centralanſtalt für Meteorologie 
und Erdmagnetismus auf der hohen Warte bei Wien mit 1 fl. 50 kr. Taggeld, bis 
Ende Mai. (Amtsblatt Nr. 123.) 

Hilfsämterdirectorsſtelle bei der ſchleſiſchen k. k. Landesregierung mit den 
ſyſtemmäßigen Bezügen, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 123.) 

Forſtinſpectorsſtelle bei der k. k. u. 5. Statthalterei mit 1500 fl. Gehalt 
400 fl. Quartiergeld und 800 fl. Reiſepauſchale, bis 20. Juni. (Amtsblatt Nr. 123.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


